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Im Plenum und Arbeitsgruppen gingen 
die Delegierten der Frage nach, welche Schwer-
punkte bei der Förderung altersbezogener Chan-
cengleichheit im IKT-Sektor gesetzt werden soll-
ten. 

Deutlich wurde dabei, dass für eine altersdiverse 
Politik auf allen Seiten – bei Unternehmen wie 
auch bei den Gewerkschaften selbst - ein Um-
denken erforderlich ist. Denn bisher wurden In-
strumente wie die Frühverrentung vielfach auch 
durch die Gewerkschaften aktiv unterstützt. 
„Es werden Anreize für Ältere gesetzt, das Un-
ternehmen zu verlassen, statt zum Bleiben zu 
motivieren“. So habe sich die Mentalität breit-
gemacht, „bis 55 zu arbeiten, reicht“, so ein Teil-
nehmer über die Situation in Deutschland. „Bis 
Mitte 60 im Betrieb zu bleiben, wird gar nicht 
erst angedacht“. Aufgrund des hohen Leistungs-
drucks seien viele Arbeitnehmer froh, wenn sie 
„endlich aufhören können“. 

 Eine altersdiverse Personalpolitik muss die Ar-
beitsbedingungen an die veränderte Leistungs-
fähigkeit und die Bedürfnisse älterer Mitarbeiter 
anpassen. Dazu gehören Angebote, das Ausmaß 
der beruflichen Tätigkeit flexibel zu reduzieren. 
Zu einer zentralen Forderung gehört in diesem 
Zusammenhang das Angebot flexibler Ar-
beitszeitmodelle. Zunächst gilt es aber, die 
Wünsche der älteren Beschäftigten besser ken-
nenzulernen – zum Beispiel durch einen inten-
siven Dialog der Arbeitgeber mit ihren Mitarbei-
tern und Umfragen der Gewerkschaften.

   Jüngere Mitarbeiter und ihre älteren Kollegen 
bringen jeweils unterschiedliche Kompetenzen 
in die Unternehmen ein. Während die frisch 
Ausgebildeten eher auf dem neuesten Stand der 
Technik sind, besitzen Ältere oft ausgeprägtes 
Erfahrungswissen und Spezialistenkenntnisse. 

Den spezifischen Mehrwert älterer Mitarbeiter 
gilt es, anzuerkennen und zu nutzen – zum Bei-
spiel durch entsprechende Karrierepfade oder 
die Mentorenschaft für Jüngere. 

  Auch marktseitig sind alters- und erfahrungs-
basierte Kompetenzen gezielt nutzbar: So sind 
ältere Fachkräfte besonders in der Lage, ziel-
gruppengerecht Angebote für Konsumen-
ten der gleichen Generation zu entwickeln. 
Angesichts einer alternden Gesellschaft, deren 
„Senioren“ oftmals große Schwierigkeiten im 
Umgang mit neuen Technologien haben, dürf-
ten hierin große Marktpotenziale liegen.

  Damit die erfahrenen Fachkräfte den Anschluss 
an aktuelle Veränderungen behalten, sind ihre 
Einbindung in Lebenslanges Lernen und 
auch ihre Motivation dazu unabdingbar. Denn 
der Wissensumschlag in den Technologiebran-
chen ist rapide. Eine ausschließliche Konzen-
tration älterer Arbeitskräfte auf die bisherigen 
Kompetenzen und Erfahrungen ist mit hohen 
Risiken für die eigene Beschäftigungsfähigkeit 
verbunden. 

 Um auch bei der Einstellung neuer Mitar-
beiter ältere Bewerber zu berücksichtigen, ist 
eine altersneutrale Formulierung von Stellenan-
geboten nötig. Ausdrücke wie „jung, dynamisch, 
...“ schließen ältere Personen von vornherein 
aus. Auch Trainings der Personalverantwortli-
chen gehören zu einer altersdiversen Politik, die 
Ältere als wertvolle Ressource sieht.

 Das relativ hohe Gehaltsniveau älterer Be-
schäftigter wird von vielen Arbeitgebern als 
wichtiges Hindernis für die Rekrutierung hö-
herer Jahrgänge angesehen. Auch dieses aus 
gewerkschaftlicher Sicht nicht ganz einfache 
Thema kam in der Diskussion zur Sprache. „Wir 
sollten die senioritätsbasierten Gehaltssteige-
rungen kritisch überprüfen“, so ein Delegierter. 
„Ein hohes Gehaltsniveau allein aufgrund des 
Lebensalters sollte nicht zwingend sein“.

Einigkeit bestand unter den Teilnehmern dar-
über, dass zunächst noch Überzeugungsar-
beit zu leisten ist, um Unternehmen für mehr 
Alters-Diversität zu gewinnen. Hierzu gehört 
die Demonstration des betriebswirtschaftlichen 
Nutzens wie auch ein langfristiges Denken, das 
schon jetzt die demografischen Entwicklungen 
in den Unternehmensstrategien berücksichtigt. 
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5. Multinational? Migration und 
     Mobilität im IKT-Sektor

Der IKT-Sektor ist gekennzeichnet von einer 
hochgradigen Globalisierung der Märkte, Unter-
nehmensstrukturen und Arbeitsprozesse. Job-
verlagerungen in aufstrebende Nationen wie etwa 
Indien oder China oder auch das „Nearshoring“ 
beispielsweise in osteuropäische Länder besit-
zen hohe öffentliche Aufmerksamkeit. Daneben 
hat auch die Immigration von IKT-Spezia-
listen nach Europa an Bedeutung gewonnen. 
Mit der Frage, wie bei der Zuwanderungspolitik 
die Interessen der Beteiligten auf Arbeitgeber- 
wie Beschäftigtenseite gewahrt werden, beschäf-
tigte sich der Vortrag von Jane Millar, Wissen-
schaftlerin am Institut für Migrationsforschung 
am University College London. Im Fokus standen 
dabei die USA, Großbritannien und Australien, 
wo Immigration im IKT-Sektor eine zunehmende 
Rolle spielt. 

   Jane Millar

Ein gefragtes Zielland für mobile IKT-Exper-
ten ist Großbritannien: Fast ein Viertel aller Ar-
beitsgenehmigungen beziehen sich inzwischen 
auf IKT-Jobs; ihre Anzahl hat sich seit 2000 fast 
verdoppelt. Am stärksten sind Professionals aus 
Indien vertreten. Besonders hohe Bedeutung ha-
ben firmeninterne Transfers – ihr Gewicht ist fast 
fünfmal so hoch wie in anderen Wirtschaftssek-
toren. Die Mehrheit der mobilen Professionals ist 
männlich und relativ jung. Zunehmend dehnen 
Unternehmen ihre Rekrutierungsbemühungen 
auch auf Studierende aus dem Ausland aus.   

Verbreiteter Konsens ist, dass die Immigration 
hochqualifizierter Arbeitskräfte notwendig sei, 
um weiteres Wachstum zu ermöglichen – mit 
positiven Jobeffekten. „Zwischen dieser politi-
schen Rhetorik und den Erfahrungen von IKT-
Experten gibt es einige Diskrepanzen“, so Millar. 
Denn in der Praxis gefährde die Arbeitsimmi-
gration oft die Chancen der einheimischen Ar-
beitskräfte, während die mobilen IKT-Experten 
häufig zu ungünstigeren Bedingungen beschäf-

tigt werden als ihre heimischen Kollegen. 

Dabei zielen die Immigrationsregelungen in den 
USA, Großbritannien und Australien durchaus 
darauf ab, eine Interessenbalance zwischen dem 
Bedarf der Arbeitgeber und dem Schutz der Be-
schäftigten vor unfairem Wettbewerb und Aus-
beutung sicherzustellen. Dazu dient eine Reihe 
von Kriterien: So sollen Jobs nur zur Schließung 
von Personalengpässen dienen und nicht zur 
Verdrängung bisher Beschäftigter führen. Um 
eine Aushöhlung bestehender Beschäftigungs-
standards zu verhindern, soll auch gewährlei-
stet sein, dass Gehalt und Arbeitsbedingungen 
sich am bestehenden Niveau orientieren. In der 
Praxis, so Millar, zeigt sich, dass die Regelungen 
zwar gut geeignet sind, in Zeiten hohen Arbeits-
kräftebedarfs Lücken zu schließen, dass eine 
Rücknahme aber ungleich schwerer ist. Insbe-
sondere beim häufigen firmeninternen Trans-
fer sind die Kontrollsysteme nur unzureichend; 
Verstöße werden kaum verfolgt. Die Entlohnung 
der mobilen Professionals liegt häufig unter dem 
ortsüblichen Niveau. Das Ziel, die Interessen al-
ler Beteiligten zu wahren, werde daher „syste-
matisch verfehlt“. 

Um auch die Arbeitskräfte im Rahmen von 
Immigrationspolitik zu schützen, gehören ver-
schiedene Punkte auf die Agenda von Politik, 
Unternehmen und Gewerkschaften. Dazu zäh-
len zunächst eine bessere Datenlage – auch über 
Expertenengpässe - sowie eine höhere Transpa-
renz. Ebenso vonnöten seien effektive Kontroll-
systeme und Sanktionen von Regelverstößen. 
Eine aufgeklärte, seriöse Debatte zu dem Thema 
steht noch am Anfang: „Die Zeit ist reif für eine 
offene Diskussion“. 

Im Plenum und den Arbeitsgruppen be-
stand Einigkeit, dass die Gewerkschaften eine 
tragende Rolle in der Debatte über die Einwan-
derung von IKT-Experten spielen sollten. Wäh-
rend zu erwarten ist, dass die Arbeitsmärkte 
Europas zunehmend auf Immigration angewie-
sen sein werden, betrachten viele einheimische 
Beschäftigte die Entwicklung mit Sorge. Auf-
gabe der Gewerkschaften ist, diesen Sorgen zu 
begegnen und sicherzustellen, dass die Beschäf-
tigten ihre Belange gewahrt wissen. „Wir Ge-
werkschaften wenden uns nicht gegen Einwan-
derung, sondern unterstützen sie. Aber sie muss 
gut gehandhabt werden“, so ein Gewerkschafter 
aus Großbritannien. „Wir wollen die Interes-
sen der einheimischen wie der zugewanderten 
Arbeitenden schützen“. In den Arbeitsgruppen 
und im Plenum wurde eine Reihe von Prinzipien 
definiert, die dem Ziel einer ausgewogenen Im-
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-migrationspolitik dienen. Über einzelne Punk-
te – beispielsweise die Frage der Steuerung von 
Immigration - besteht dabei durchaus noch in-
terner Diskussionsbedarf. 

 Migration sollte immer auch im Verhältnis zu 
gender- oder altersbezogener Vielfalt be-
trachtet werden. Oftmals bedienen Unterneh-
men sich qualifizierter Arbeitskräfte aus dem 
Ausland, um bestehende Defizite in der Perso-
nalrekrutierung und –entwicklung vor Ort aus-
zugleichen. Eine kohärente Diversitäts-Politik 
sollte nicht nur auf „schnelle Hilfe von außen“ 
setzen, sondern zunächst die bereits vorhande-
nen Potenziale nutzen.

 Generell ist sicherzustellen, dass Gehalt und 
Beschäftigungsbedingungen der IKT-Experten 
aus dem Ausland den ortsüblichen Stan-
dards entsprechen.  So soll vermieden werden, 
dass Immigration zum Instrument der Ausbeu-
tung und des Sozialdumpings wird. Wichtige 
Element hierfür sind eine höhere Gehaltstrans-
parenz und wirksame Kontrollen sowie Sankti-
onsmechanismen bei Verstößen. Zum Prinzip 
der Gleichbehandlung zählen beispielsweise 
auch Mitwirkungs- und Stimmrechte der Ar-
beitsmigranten im Betrieb – ein Grundsatz, der 
bisher noch nicht in allen Ländern verwirklicht 
ist.

 Grundsätzlich sollte stärkeres Augenmerk auf 
die Integration der mobilen Experten gelegt 
werden. Immigranten sind nicht als bloße Ar-
beitskräfte zu behandeln, sondern bringen ein 
Privatleben und familiäre Bindungen mit. Ein 
rein ökonomisch-instrumentelles Denken kann 
langfristig zu Problemen führen. Zahlreiche De-
legierte sprachen sich in diesem Zusammenhang 
für eine unbefristete Aufenthalts- und Arbeitser-
laubnis der Professionals und ihrer mitziehen-
den Familienangehörigen aus. 

 Bei der Integration und der Unterstützung 
mobiler Experten können Gewerkschaften 
einiges bieten – etwa durch die Aufklärung über 
Arbeitnehmerrechte, Rechtsberatung oder die 
Hilfe bei Sprachkursen. Wichtig ist, in den Be-
trieben gezielt auf die Experten aus dem Ausland 
zuzugehen und herauszufinden, wo ihr genauer 
Bedarf liegt. Mit einer stärkeren Einbindung von 
IKT-Experten aus dem Ausland wollen Gewerk-
schaften auch der Entstehung von Spannungen 
und Misstrauen entgegenwirken.   

Das Thema der Fachkräfte-Immigration steht 
derzeit hoch oben auf der politischen Agenda. In 
Europa wird eine durch die Greencard der USA 
inspirierte „Blue Card“ diskutiert. Die Gewerk-
schaften betrachten diese Initiative als wichtiges 
Thema für den Sozialdialog und wollen sich of-
fensiv in die Debatte einbringen, um sicherzu-
stellen, dass die Interessen der Beschäftigten 
im Zuwanderungskonzept ausreichend Nieder-
schlag finden. 

6. Der Vielfalt den Weg ebnen: 
     Diversität im sozialen Dialog

Mehr Vielfalt in den Unternehmen ist eines der 
großen Ziele der nächsten Jahre für Politik, Ar-
beitgeber und Gewerkschaften – vor allem, aber 
keineswegs nur im IKT-Bereich. Dabei geht es 
nicht nur um sozialpolitische und wertebezo-
gene Überlegungen. Diversität liegt vielmehr 
im ureigenen Interesse der Unternehmen, die 
in absehbarer Zeit zunehmend um knappe Hu-
manressourcen konkurrieren werden. In einer 
Podiumsdiskussion wurden nochmals ver-
schiedene Eckpunkte abgesteckt. 

Maria Schwarz-Wölzl vom europäischen Matu-
re-Projekt wies auf die umfassende Bedeutung 
des Diversitäts-Konzepts hin: Jedes Individu-
um ist „verschieden“ und hat zahlreiche Iden-
titäten - je nach Situation oder Lebensphase. 
Das Thema „Diversität“ auf einzelne Gruppen 
– seien es Frauen, Migranten oder andere - zu 
beschränken, greift daher zu kurz. In diesem Zu-
sammenhang sei auch das Scheitern zahlreicher 
herkömmlicher Förderprogramme für Frauen 
zu sehen. „Die Person, nicht eine Gruppenzuge-
hörigkeit sollte im Vordergrund stehen“. 

Bob Collins, der Vorsitzende der nordirischen 
Gleichstellungs-Kommission, zog ein deutliches 
Fazit: „Diversitäts-Politik ist kein großzügiges 
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Geschenk an diejenigen, die nichts haben, sie 
ist eine absolute Verpflichtung im 21. Jahrhun-
dert“. Dabei geht es um ökonomische Interessen 
wie auch „die Anerkennung der Menschen als 
Individuum, nicht als bloße Wirtschaftseinhei-
ten“. Die Verantwortung für mehr Vielfalt liegt 
dabei nicht allein bei der Politik, sondern in den 
Händen der Unternehmen wie auch jedes Ein-
zelnen. 

Auf Arbeitgeberseite ist die Sensibilität für Di-
versitäts-Themen gestiegen, so Laurent Zyl-
berberg, vom französischen Telekommunika-
tions-Anbieter Orange und dem europäischen 
Arbeitgeberverband ETNO. Zylerberg sieht hier 
durchaus noch Entwicklungsbedarf. „Im Tele-
kommunikations-Bereich gibt es viele multina-
tionale Unternehmen und eine Vielfalt der Kul-
turen. Im Management spiegelt sich das aber oft 
nicht wider“ – oft dominieren hier Angehörige 
eines Landes. „Die Unternehmen müssen sich 
mit der Beschäftigungssituation von morgen 
auseinandersetzen und gleichzeitig mit den 
Zwängen von heute umgehen“. Der Sozialdia-
log könne helfen, Themen gemeinsam voranzu-
bringen, Verbündete zu gewinnen und den Aus-
tausch über gute Praktiken zu fördern.

Wie unterschiedlich Diversitäts-Fragen konkret 
gelagert sein können, erläuterte Robert Killer, 
Konzernbetriebsrats-Vorsitzender von T-Sy-
stems. Bei der deutschen Tochter des ehemali-
gen Monopolanbieters Telekom liegt der Alters-
durchschnitt der Beschäftigten deutlich über 
40 Jahren. „Aufgrund von Sparmaßnahmen 
wurden kaum noch junge Mitarbeiter rekrutiert 
– die Belegschaft ist älter, als für das Unterneh-
men gesund ist“. Rund 100.000 Jobs fielen in 
den vergangenen Jahren weg. Programme wie 
der „Girls Day“ sollen Mädchen für technische 
Berufe gewinnen – mit teilweise beachtlichem 
Erfolg. Das Problem: „Nach Abschluss der Aus-
bildung wird nur ein geringer Prozentsatz über-
nommen“. Dennoch gibt es „Lichtblicke“, etwa 
bei der Kinderbetreuung. Ein intensiver Wissen-
stransfer zwischen den Gewerkschaften könnte 
helfen, das Thema weiter voranzutreiben.

Chadia Bendada, Diversitäts-Beraterin bei der 
belgischen Gewerkschaft LBC-NVK, berichtete 
über die institutionalisierte und systematische 
Unterstützung für belgische Arbeitgeber beim 
Diversitäts-Management. Beim Thema Vielfalt 
sollten Arbeitgeber und Gewerkschaften an ei-
nen Tisch. „Die besten Aktionspläne beinhalten 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Arbeitge-
bern und Gewerkschaften. Wir haben zwar un

terschiedliche Interessen, aber das gleiche Ziel“. 
Vielfalt gehört aber auch auf die interne Agen-
da der Gewerkschaften. Trotz einer heteroge-
nen Mitgliedschaft ist der Großteil der Gewerk-
schafts-Aktivisten weiß, männlich und älter. 
„Wenn wir diesen Weg weitergehen, sprechen 
wir irgendwann über Zielgruppen, die wir nicht 
wirklich kennen“, mahnt Bendada. „Wir müssen 
mit den Menschen sprechen statt über sie“. 

In den Arbeitsgruppen wurden Schwerpunkte 
für ein nachhaltiges Diversitäts-Management 
definiert und dem Plenum vorgestellt. Außer-
dem ging es um die Ansprache neuer Mitglieder-
gruppen und die Entwicklung des Sozialdialogs 
zum Thema Vielfalt. Folgende Punkte wurden 
als zentrale Aspekte einer gemeinsamen Agenda 
definiert: 

Umdenken - Gleiche Chancen bieten

Um Personen unterschiedlichen Hintergrunds, 
Alters und Geschlechts gleiche Beschäftigungs-
möglichkeiten, Entwicklungsperspektiven und 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, muss an ver-
schiedenen Ebenen angesetzt werden. Dazu 
zählen unter anderem eine vorurteilsfreie Re-
krutierung und Einbindung von Mitarbeitern, 
Anreize zu Lebenslangem Lernen – gerade bei 
älteren Beschäftigten – und flexible Arbeitszeit-
regelungen. Sie sollen auch Personen mit Fami-
lienverantwortung oder Älteren die Übernah-
me verantwortungsvoller Positionen erlauben. 
Grundsätzlich ist das Thema „extremer Arbeit“ 
zu adressieren. 

Diversität in den Gewerkschaften

Selbstkritisch merken die Gewerkschaftsvertre-
ter an, dass zunächst mehr Vielfalt in den ei-
genen Reihen zu realisieren ist – zum Beispiel 
durch mehr Frauen in den Entscheidungsgre-
mien oder eine stärkere Einbindung von Mi-
granten. Hier steht ein Umdenken an: „Wir 
müssen praktizieren, was wir predigen“. Die 
Gewerkschaften wollen ihren Wert für bislang 
vernachlässigte Gruppen durch Kollektivverträ-
ge oder spezifische Dienstleistungen belegen. 
Gleichzeitig sollen mehr Beteiligungsmöglich-
keiten für neue Mitgliedsgruppen geschaffen 
werden. Weiteres wichtiges Element: Gezielte 
Marketing-Aktivitäten und eine zielgruppen-
spezifische Ansprache. 
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Kollektivverträge schließen, 
Regeln überwachen

Einzelne Diversitäts-Themen – zum Beispiel Le-
benslanges Lernen für alle oder  Personalrekru-
tierung – sollen stärker in Tarifverträgen oder 
Betriebsvereinbarungen berücksichtigt werden. 
Je nach Frage liegt bei Diversitäts-Politik die 
Unternehmens-, Branchen-, Länder- oder euro-
päische Ebene im Fokus. Eine wichtige Aufga-
be der Gewerkschaften ist auch das Monitoring 
der bestehenden Regelungen zu Diversität und 
Gleichstellung. UNI Europa kommt eine zentra-
le Rolle bei der Lobbyarbeit und der Entwick-
lung des sozialen Dialogs zum Thema Diversität 
zu. Mit Blick auf die Arbeitgeberseite betonen 
die Gewerkschaften die hohe Bedeutung des so-
zialen Dialogs für den sozialen Frieden und den 
Nutzen, den Unternehmen aus der „kostenlosen 
Management-Beratung“ durch die Gewerkschaf-
ten ziehen können. 

Wissen ausbauen, Mehrwert belegen

Nur wenn der betriebswirtschaftliche Nutzen 
von Diversität klar erkennbar ist, werden Ar-
beitgeber für das Thema zu gewinnen sein. Um 
untermauern zu können, dass Vielfalt sich lohnt, 
sind weitere belastbare Daten und Fakten nö-
tig. UNI Europa kann die Wissensvermittlung 
und den Informationsaustausch zwischen den 
Gewerkschaften unterstützen und so wichtige 
Argumentationshilfen liefern. Grundsätzlich ist 
gegenüber den Arbeitgebern zunächst Überzeu-
gungsarbeit zu leisten zugunsten eines langfri-
stigen Denkens – denn der Planungshorizont 
vieler Unternehmen ist kurz, während es beim 
Thema Vielfalt um Nachhaltigkeit geht: „Wir 
müssen den Unternehmen deutlich machen, 
welcher Gewinn ihnen in Zukunft entgeht, wenn 
Mitarbeiter fehlen, die ihn erwirtschaften“. 

Attraktive Arbeitgeber? 

Positiv-Beispiele diversitäts-freundlicher Un-
ternehmen, die am Markt erfolgreich sind, 
können ein bedeutender Motivator für Unter-
nehmen sein und zur Nachahmung aufrufen. 
Die Gewerkschaften wollen gute Praktiken ak-
tiv unterstützen und Negativ-Beispiele deutlich 
brandmarken. Auch Labels oder Rankings, bei 
denen Unternehmen sich als „attraktive Arbeit

geber“ positionieren, können ein Vehikel sein, 
Diversität zu fördern. Wichtig sind hier aller-
dings Realitätschecks, die die wirklichen Bedin-
gungen in den Unternehmen überpüfen. Auch 
hier kommt UNI Europa eine zentrale Rolle bei 
der Wissensgewinnung und -vermittlung zu.

 

Diversität ist für Politik, Unternehmen und Ge-
werkschaften ein Projekt mit langer Laufzeit. 
„Vor uns liegt noch ein weiter Weg“. Zu einigen 
Fragen stehen noch programmatische Diskus-
sionen in den Gewerkschaften an; für die Umset-
zung sind konkrete Fahrpläne und Aktivitäten 
auf verschiedenen Dimensionen nötig – nicht 
zuletzt innerhalb der Gewerkschaften selbst. 
Angesichts der Arbeit, die noch vor den Gewerk-
schaften liegt, lohnt aber auch ein Blick zurück. 
Im Plenum wie auf dem Podium des IKT-Fo-
rums waren viele Frauen und unterschiedliche 
Altersgruppen vertreten. Vor nicht allzu vielen 
Jahrzehnten hätte das vermutlich ganz anders 
ausgesehen. . 
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